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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 
dem Bankier Wilhelm Pfeiffer in Düſſel— 
dorf ſowie den Fabrikbeſitzern Rudolf 
Baader, Georg Beermaun und 
Hermann Reinhold in Berlin den 
Charakter als Kommerzienrat 
zu verleihen, 
dem Kommerzienrat Peter Paul Cahensly 
in Limburg (Lahn) die Annahme ind 
Führung des ihm verliehenen Titels eines 
päpſtlichen Geheimkämmerers di Spada 
e Cappa 
zu geſtatten. 


Der Gewerbeaſſeſſor Graefe in Saar: 
brücken iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt 


und endgültig mit der Verwaltung der 
Gewerbeinſpektion in Saarbrücken betraut 
worden. 


Der Regierungsaſſeſſor Weber in Breslau 
iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Re— 
gierungsbezirk Breslau und des Schieds— 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Breslau ernannt 


worden. 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Verfälſchung von Wein. 
Berlin, den 6. September 1907. 

Es iſt feſtgeſtellt worden, daß die bei der Deſtillation von Weinen hinterbleibenden 
Rückſtände (Schlempe) in ausgedehntem Maße zur Verfälſchung von Wein Verwendung 
finden und zu dieſem Zwecke von Weinbrennern an Weinpantſcher verkauft werden. Aus 
den extraktreichen Weinrückſtänden, die alle Beſtandteile des Weins mit Ausnahme des 
Alkohols enthalten, kann ohne Zuſatz von Chemikalien lediglich unter Verwendung von 
Zuckerwaſſer eine Nachahmung von Wein hergeſtellt werden. 

Wir erſuchen Sie, die mit der Überwachung des Vollzugs des Weingeſetzes betrauten 
Behörden und Sachverſtändigen gefälligſt auf dieſe Verhältniſſe aufmerkſam zu machen und 
ſie, ſoweit in ihrem Bezirke die Weindeſtillation betrieben wird, zu veranlaſſen, im Benehmen 
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mit den Steuerbehörden ihr Augenmerk auf den Verbleib und die Verwendung der zur 
Fälſchung des Weins ohne Zweifel ſehr geeigneten Weinſchlempe zu richten. Ich, der 
Finanzminiſter, habe die Steuerbehörden mit entſprechender Anweiſung verſehen. 

Über einſchlägliche Beobachtungen erwarten wir Bericht. 


Der Der Miniſter Der Miniſter für Land. Der Miniſter der geiſtlichen, 
Finanzminiſter. für Handel und wirtſchaft, Domänen und Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Im Auftrage Gewerbe. Forſten. Angelegenheiten. 
Rathjen. In Vertretung. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Dr. Richter. Schroeter. Förſter. 


F. M. III 15 620. — M. f. H. uſw. IIb 8225. — M. f. L. uſw. 1B e 8441.07. — M. d. g. uſw. A. M. 7786. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Ausführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes. Freibankordnung. 
Berlin, den 17. Auguſt 1907. 


Anbei erhalten Sie die von uns verfügten Ergänzungen und Abänderungen der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, einſchließlich der 
Trichinenſchau, bei Schlachtungen im Inlande vom 20. März 1903, nebſt dem Muſter einer 
Freibankordnung und erläuternden Bemerkungen dazu in einer entſprechenden Zahl von 
Abdrucken zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. Die Zahl iſt ſo bemeſſen, daß 
ſie ausreichen wird, um die Landräte, die Gemeindevorſtände in den Stadtkreiſen und 
Schlachthausgemeinden ſowie die beamteten Tierärzte mit je einem der drei Abdrucke zu 
verſe hen. 

Sofern eine weitere Überweiſung von Abdrucken als erwünſcht erachtet wird, iſt der 
Bedarf mit kurzer Begründung unverzüglich bei mir, dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, anzumelden. 

Im einzelnen bemerken wir zu den Anlagen folgendes: 


Zur Anderung des $ 27 Abſ. 1 der Aus führungsbeſtimmungen. 

Eine polizeiliche Kontrolle des Verbleibs von Schlachttieren, die bei der Unter⸗ 
ſuchung vor der Schlachtung vorläufig beanſtandet worden ſind, hat ſich auch für den Fall 
als erforderlich herausgeſtellt, daß der Beſitzer auf die Verwendung des Schlachttiers als 
Nahrungsmittel für Menſchen verzichtet und daß demzufolge nach § 12 die weitere Beſchau 
unterbleibt. 

§ 27 Abf.! ſoll eine dementſprechende Ergänzung erfahren. 


Zur Ergänzung des § 33 Abi. 2 der Aus führungsbeſtimmungen. 

Die Haltbarkeit und der Genußwert der Trichinenſchauproben erleiden durch die bei 
der Unterſuchung vorkommenden Hantierungen eine derartige Beeinträchtigung, daß die 
volle Genußtauglichkeit nicht angenommen werden kann. Die Proben ſind daher, wie in 
der neuen Beſtimmung zum Ausdrucke gekommen iſt, grundſätzlich, ſoweit keine anderweite 
Beanſtandung erforderlich wird, als minderwertig wegen mäßiger Abweichung in bezug auf 
ihre Zuſammenſetzung und Haltbarkeit anzuſehen und in den Freibankbezirken auf die Frei⸗ 
bank zu verweiſen. 


Zur Abänderung des $ 35 der Aus führungsbeſtimmungen. 

Das Freibankweſen war bisher nicht erſchöpfend geordnet, vielmehr waren in 8 35 
Abſ. 1 nähere Ausführungsbeſtimmungen über die Einrichtung von Freibänken und deren 
Betrieb vorbehalten. Der Betrieb iſt nach § 10 A. G. durch einen Gemeindebeſchluß zu 
regeln, für den ſeit alters her die Bezeichnung „Freibankordnung“ eingeführt iſt. Ein 
Muſter für Freibankordnungen mit erläuternden Bemerkungen iſt nunmehr unter Berück⸗ 
ſichtigung der auf den Erlaß vom 22. Juli 1904 erſtatteten Berichte aufgeſtellt worden. 

Wir erſuchen, ſoweit erforderlich, die Abänderung der beſtehenden Freibankordnungen 
nach Maßgabe des Muſters in die Wege zu leiten und ferner dahm zu wirken, daß es 
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auch bei Einrichtung neuer Freibänke zur Richtſchnur genommen wird. Freibänke find, 
ſoweit fie nicht ſchon früher beſtanden, auf Grund des §8 Abſ. 1 A. G. nunmehr in allen 
Gemeinden mit Schlachthauszwang eingerichtet worden. Im übrigen ſind zwar viele aber 
noch nicht alle größeren Orte damit verſehen. In kleineren Orten und namentlich auf 
dem platten Lande fehlt es in der Regel noch an ſolchen Einrichtungen. Nach den vor⸗ 
liegenden Berichten iſt vielfach die Verallgemeinerung der Freibänke in Erwartung des 
angekündigten Muſters einer Freibankordnung aufgeſchoben worden. Wir erſuchen nun⸗ 
mehr, überall da, wo auf den regelmäßigen Anfall einer genügenden Menge beanſtandeten 
Fleiſches und auf feine angemeſſene Verwertung zu rechnen iſt, die Einrichtung von Frei⸗ 
bänken nach Möglichkeit zu betreiben und fie nötigenfalls von Landespolizei wegen anzu— 
ordnen. Wo eine Freibank entbehrt werden kann, wird doch häufig eine freibankähn— 
liche Einrichtung am Platze ſein, d. h. die Bereitſtellung eines Verkaufsraums, in dem 
bedingt taugliches Fleiſch nach der dort vorzunehmenden Brauchbarmachung und minder— 
wertiges Fleiſch unter den im § 11 des Fleiſchbeſchaugeſetzes und § 7 des Ausführungs⸗ 
geſetzes (vergl. auch §§ 33, 34 der miniſteriellen Ausführungsbeſtimmungen vom 20. März 
1903, M. Bl. f. d. i. Verw. S. 56) vorgeſchriebenen Bedingungen verkauft werden können. 
Der weſentliche Unterſchied einer ſolchen freibankähnlichen Einrichtung und einer Freibank 
im Sinne des Geſetzes beſteht darin, daß die erſtere nicht die im § 9 A. G. vorgeſehene 
Folge des Verkaufszwanges für bedingt taugliches und minderwertiges Fleiſch in der 
Verkaufsſtelle nach ſich zieht, alſo auch nicht einen Gemeindebeſchluß oder eine landes— 
polizeiliche Anordnung als Errichtungsakt vorausſetzt. Die Benutzung durch die Beſitzer 
beanſtandeten Fleiſches iſt daher nur freiwillig. Immerhin wird es Sache der Ortspolizei⸗ 
behörde ſein, in deren Gewalt das bedingt taugliche und das minderwertige Fleiſch auch 
in anderen als Freibankgemeinden durch die in § 10 des Fleiſchbeſchaugeſetzes, § 41 der 
Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrats vom 30. Mai 1902 und 8 33 der miniſte⸗ 
riellen Ausführungsbeſtimmungen vom 20. März 1903 vorgeſehene Beſchlagnahme gelangt, 
auf die Benutzung der freibankähnlichen Einrichtung, insbeſondere der damit verbundenen 
Anlagen zur Brauchbarmachung bedingt tauglichen Fleiſches hinzuwirken. 

Es liegt auf der Hand, daß hierdurch die Kontrolle der Beachtung der Vorſchriften 
für die Behandlung und den Vertrieb des bedingt tauglichen und des minderwertigen 
Fleiſches weſentlich erleichtert und die Beachtung am beſten geſichert wird. Die Bereit— 
ſtellung ſolcher Einrichtungen wird wie bei den Freibänken Aufgabe der Gemeinden, 
gegebenenfalls mehrerer zu einem Zweckverbande zuſammenzuſchließenden Gemeinden ſein. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß für die Benutzung Gebühren zur Deckung der Koſten ein— 
ſchließlich Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals werden erhoben werden können. 

Sogenannte fliegende Freibänke, von denen man ſpricht, wenn die freibankähn— 
lichen Verkaufsſtätten nicht an einen beſtimmten Ort gebunden ſind, ſondern nach Bedarf 
dort aufgeſchlagen werden, wo eine Abſatzmöglichkeit beſteht, eignen ſich namentlich für düm 
bevölkerte Landſtriche und können ſich in den einfachſten Formen bewegen. 

Die Vorzüge der feſten Regelung durch eine Freibankordnung und der Beweglichkeit 
der fliegenden Freibänke können dadurch vereinigt werden, daß aus mehreren Gemeinden 
ein Freibankbezirk gebildet wird, in dem die Verkaufsſtelle nicht ein für allemal feſtſteht, 
ſondern ihren Ort wechſeln kann. 

Zu einer ſolchen Einrichtung bedarf es des übereinſtimmenden Beſchluſſes der be⸗ 
teiligten Gemeinden oder einer Anordnung der Landespolizeibehörde. 

Die geſchilderten verſchiedenen Formen geben die Möglichkeit, die Verwertung des 
beanſtandeten Fleiſches entſprechend den jedesmaligen Bedürfniſſen zu regeln. Es iſt dahin 
zu ſtreben, daß ſich möglichſt das ganze Staatsgebiet mit einem Netze von Freibänken und 
ähnlichen Einrichtungen überzieht. Es ſteht zu hoffen, daß dann allmählich auch die Be⸗ 
völkerung der kleinen Städte und des platten Landes die zur Zeit dort vielfach beſtehende 
Abneigung gegen den Genuß des Freibankfleiſches verlieren und daß dadurch die dringend 
wünſchenswerte beſſere Verwertung ſolchen Fleiſches befördert werden wird. Eine gute 
Verwertungsmöglichkeit für das beanſtandete Fleiſch iſt ein wirkſames Mittel zur Sicherung 
der allgemeinen Durchführung der Fleiſchbeſchau und ſie wird in Verbindung mit der Ver 
ſchärfung der Kontrolle des Fleiſchverkehrs am meiſten zur Beſeitigung der unlauteren 
Machenſchaften mit nicht vollwertigem Fleiſche beitragen. 

Zur Erläuterung des anliegenden Muſters einer Freibankordnung wird auf die bei- 
gegebenen Bemerkungen verwieſen und noch folgendes hinzugefügt: 

Im Eingange der Bemerkungen iſt den Freibankgemeinden eine durch die Notwendig— 
keit der Berückſichtigung örtlicher Verhältniſſe bedingte Bewegungsfreiheit in der Annahme 
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der einzelnen Beſtimmungen des Muſters eingeräumt. Dieſe Freiheit findet jedoch ihre 
Begrenzung in den Vorſchriften, die ſich als zwingende, wie z. B. diejenigen über die Un⸗ 
zuläſſigkeit des grundſätzlichen Ausſchluſſes des anderwärts beanſtandeten Freibankfleiſches, 
darſtellen. Die letztgedachten Vorſchriften ſind deshalb auch in den Text des § 35 der 
Ausführungsbeſtimmungen ſelbſt aufgenommen. Aber auch ſonſt iſt es wünſchenswert, daß 
ſich die Freibankordnungen möglichſt dem Muſter anpaſſen. 

Für die freibankähnlichen Einrichtungen und die ſogenanuten fliegenden Freibänte 
werden das Muſter und die Bemerkungen nur inſofern von Wert ſein, als ſie den Polizei⸗ 
behörden einen gewiſſen Anhalt für die von ihnen zu treffenden Anordnungen geben. Über 
die Vefugniſſe und Pflichten der Polizei in bezug auf die Freibänke iſt abſichtlich in dem 
Muſter nichts geſagt, weil eine derartige Regelung nicht in Gemeindebeſchlüſſe hineingehört. 
Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß der Polizeibehörde die genaue Überwachung der Vor⸗ 
ſchriften über die Benutzung der Freibank und des dort ſtattfindenden Verfahrens, nament⸗ 
lich aber die Sicherſtellung deſſen, daß das auf die Freibank gehörige Fleiſch dorthin auch 
wirklich gelangt, obliegt. Die beteiligten Behörden und Beamten werden hierauf beſonders 
hinzuweiſen ſein. Insbeſondere haben die Ortspolizeibehörden, um die Einrichtung von 
Vorrichtungen zur Brauchbarmachung des bedingt tauglichen Fleiſches an den Freibänken 
zu fördern (vgl. die Bemerkungen Nr. 4 zu § 2), die Benutzung dieſer Vorrichtungen, wo 
ſolche in ausreichender Weiſe beſtehen, auf Grund des § 10 des Fleiſchbeſchaugeſetzes und 
des § 41 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrats vom 30. Mai 1902 
anzuordnen. 

Zur Einfügung des § 35a der Ausführungsbeſtimmungen. 

Unlautere Machenſchaften im Fleiſchverkehre werden nach den vorliegenden Berichten 
beſonders bei der Verbringung des als bedingt tauglich oder minderwertig bean- 
ſtandeten Fleiſches aus dem Schlachtorte für möglich gehalten. Eine allgemeine und 
regelmäßige Kontrolle der Verbringung ſolchen Fleiſches iſt daher erforderlich. Die Polizei⸗ 
behörden ſind zu dem Zwecke in der neuen Vorſchrift mit Anweiſung verſehen worden und 
hierauf beſonders aufmerkſam zu machen. Sollten außer den vorgeſchriebenen Benachrich⸗ 
tigungen noch andere Kontrollmaßregeln wie z. B. die Mitgabe eines Transportſcheins, 
unter Umſtänden ſogar eine polizeiliche Begleitung des Transportes entweder allgemein 
oder für beſondere Fälle angezeigt erſcheinen, ſo ermächtigen wir Sie, dahingehende An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. Soweit die Verbringung beanſtandeten Fleiſches nach Freibank⸗ 
gemeinden in Betracht kommt, werden die Kontrollvorſchriften des § 35 eine wichtige Er⸗ 
gänzung der Beſtimmungen in $ 35 Nr. 2 und in dem Muſter einer Freibankordnung 
($ 2 Abſ. 2) über den Verbrauch auswärts beanſtandeten Fleiſches auf der Freibank bilden. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen von Moltke. der geiſtlichen, Unterrichts- und 
und Forſten. Medizinal⸗Augelegenheiten. 
von Arnim. Dr. Holle. 
Der Finanzminiſter. e Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Foerſter. Dr. Richter. 


. G. e. 4236 II Ang. M. f. L. — M. 6842 M. d. g. A. — 111686 F. M. — IIa 5094 M. d. J. — IIb 6457/ III 6874 M. f. H. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Aulage A. 


Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen, betreffend die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau, einſchließlich der Trichinenſchau, bei Schlachtungen im 
Inlande. 
| Auf Grund des § 23 des Reichsgeſetzes, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſch⸗ 
beſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichs-Geſetzbl. S. 547) und des $ 19 des Geſetzes, betreffend 
Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes, vom 28. Juni 1902 (Geſetzſamml. 
S. 229) werden die Ausführungsbeſtimmungen, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſch⸗ 
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beſchau, einſchließlich der Trichinenſchau, bei Schlachtungen im Inlande, vom 20. März 
1903 (Min.⸗Bl. f. d. g. i. V. S. 56) wie folgt ergänzt und abgeändert: 


1. § 27 Abſ. 1 iſt durch folgende Vorſchriften zu erſetzen: 

Von der Verſagung der Schlachterlaubnis (§ 9 B. B. A) hat der Beſchauer die Orts⸗ 
polizeibehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Die gleiche Benachrichtigung iſt erforderlich 
bei einem vorläufigen Verbote der Schlachtung im Falle des § 11 Abſ. 2 B. B. A und bei 
Genehmigung der Schlachtung im Falle des § 11 Abſ. 3 B. B. A. Die Ortspolizeibehörde 
hat in den letztgenannten beiden Fällen von Amts wegen darauf zu achten, daß die Zu— 
ziehung des tierärztlichen Beſchauers erfolgt. Verzichtet der Beſitzer in den Fällen des 
§ 11 Abſ. 2 B. B. A auf die Verwendung des Schlachttiers als Nahrungsmittel für 
Menſchen (§ 12 B. B. A), jo hat die Ortspolizeibehörde den Verbleib des Schlachttiers im 
Auge zu behalten und im Falle der Tötung darüber zu wachen, daß keine verbotswidrige 
Verwendung des Fleiſches ſtattfindet. Bei Verbringung des Tieres nach einem anderen 
Orte iſt die Ortspolizeibehörde des Beſtimmungsorts zum Zwecke der weiteren Überwachung 
zu benachrichtigen. 

2. Im § 33 iſt dem Abſ. 2 folgende Vorſchrift hinzuzufügen: 

Die zum Zwecke der mikroſkopiſchen Unterſuchung auf Trichinen entnommenen Fleiſch— 
proben ſind, ſoweit ſie nicht bei der Unterſuchung völlig verbraucht oder genußuntauglich 
geworden ſind, ſtets als minderwertig zu beanſtanden, weil anzunehmen iſt, daß bei ihnen 
infolge der Behandlung bei der Entnahme und der Unterſuchung eine mäßige Abweichung 
in bezug auf die Zuſammenſetzung und Haltbarkeit eintritt. 


3. Im § 35 werden Abſ. 1, 2 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 

Für die zur Einrichtung und zur Regelung des Betriebs von Freibänken ($$ 8—12 
A. G.) durch Gemeindebeſchluß zu erlaſſenden Freibankordnungen ſind das anliegende Muſter 
und die ihm beigegebenen Bemerkungen zum Anhalte zu nehmen. 

In den Freibankordnungen darf die Zulaſſung von außerhalb des Freibankbezirkes 
amtlich unterſuchtem Fleiſche zur Freibank nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen werden. Jedoch 
kann beſtimmt werden, daß der Gemeindevorſtand die Zulaſſung ſolchen Fleiſches im Einzel- 
falle verſagen darf, wenn es im Intereſſe der Aufrechterhaltung des ordnungsmäßigen Be⸗ 
triebs der Freibank geboten iſt. Gegen die Verſagung findet die Beſchwerde bei der Ge— 
meindeaufſichtsbehörde ſtatt. 


4. Hinter $ 35 find als neuer § 35a folgende Vorſchriften einzuſtellen: 


§ 35a. 

Wer bedingt taugliches oder minderwertiges Fleiſch aus dem Orte, wo es beanſtandet 
iſt, ausführen will, bedarf dazu der Genehmigung der Ortspolizeibehörde. Die Genehmi— 
gung darf nur für die Ausfuhr nach einer beſtimmten Gemeinde erteilt werden. Sie darf 
nicht verſagt werden, wein das Fleiſch nach einem Freibankbezirk ausgeführt werden ſoll 
und die Zulaſſung des Fleiſches zur Freibank durch Erklärung des Gemeindevorſtandes 
oder durch Entſcheidung der Aufſichtsbehörde (§ 35 Abſ. 2) ſichergeſtellt iſt. Im übrigen 
iſt die Genehmigung zu erteilen, ſofern gegen die Möglichkeit eines Abſatzes des Fleiſches 
am Beſtimmungsort unter zuverläſſiger Beaufſichtigung keine Bedenken beſtehen. Von der 
Erteilung der Genehmigung iſt die Ortspolizeibehörde des Beſtimmungsorts und, falls die 
Ausfuhr nach einem Freibankbezirk erfolgen ſoll, auch die Freibankverwaltung zu benach— 
richtigen. 


Berlin, den 17. Auguſt 1907. 


Der Miniſter für Landwirt⸗ Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, 


ſchaft, Domänen und Forſten. von Moltke Unterrichts- und Medizinal⸗ 
en epi ; Angelegenheiten. 
Dr. Holle. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. In Vertretung. 


Foerſter. Dr. Richter. 


858 


Anlage B. 
Muſter einer Freibaukordnung.“) 


Auf Grund der SS 8 bis 11 des Geſetzes, betreffend Ausführung des Schlachtvieh- 
und Fleiſchbeſchaugeſetzes, vom 28. Juni 1902 (Geſetzſammil. S. 229) wird unter Zu⸗ 
ſtimmung der 2 i 5 
für den Bezirk der Gemeinde 
beſchloſſen (1.): 


ei folgendes 


8 4 
In N. N. (I.) wird für den Bezirk der Gemeinde 


eine Freibank mit der Wirkung eingerichtet, daß innerhalb dieſes Bezirkes (des Freibank⸗ 
bezirkes) Fleiſch der im § 2 Abſ. 1 und 2 gedachten Art nur auf der Freibank feilgehalten 
oder verkauft werden darf (2.). 

9 


Der Freibank wird alles zum Feilhalten oder zum Verkaufe beſtimmte Fleiſch (1. u. 2.) 
überwieſen, das innerhalb des Freibankbezirkes der vorgeſchriebenen amtlichen Unterſuchung 
unterlegen hat und hierbei als bedingt tauglich (88 10, 11 des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 547 —) 
oder zwar als tauglich zum Genuſſe für Menſchen, aber in feinem Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 
wert erheblich herabgeſetzt — minderwertig — (§ 24 a. a. O., § 40 der vom Bundesrat 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen A vom 30. Mai 1902, $ 7 des Ausführungsgeſetzes 
vom 28. Juni 1902, § 33 der Ausführungsbeſtimmungen vom 20. März 1903 und vom 
17. Auguſt 1907) erklärt worden ift (3 u. 4.). 

Dasſelbe gilt für Fleiſch gleicher Art, das außerhalb des Freibankbezirkes amtlich 
unterſucht worden iſt und in dieſen Bezirk zum Zwecke des Feilhaltens oder Verkaufs ein⸗ 
geführt wird (5.). Die Zulaſſung ſolchen Fleiſches zur Freibank kann jedoch von dem 
Gemeindevorſtande, wenn es im Intereſſe der Aufrechterhaltung des ordnungsmäßigen 
Betriebs der Freibank geboten iſt, verſagt werden. Gegen die Verſagung findet Beſchwerde 
bei der Gemeindeaufſichtsbehörde ſtatt.] 

Nicht beanſtandetes Fleiſch iſt vom Verkauf auf der Freibank ausgeſchloſſen (6.)- 


Sr 
Die Freibank befindet ſich 


Ihre Verlegung bedarf der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde (de); 

Zweigſtellen dürfen nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde eingerichtet, verlegt 
oder wieder eingezogen werden (2.). 

Die Freibank und etwaige Zweigſtellen werden über dem Eingange deutlich lesbar 
als ſolche bezeichnet. Der Ort, in dem ſie ſich befinden, ihre Eröffnung, Verlegung und 
Einziehung ſind ortsüblich bekannt zu machen. 

§ 4. 

Die Freibank wird von der Gemeinde (1.) 
eingerichtet und betrieben. a 

Die Gemeinde übernimmt namentlich die Verwertung des auf der Freibank zum Ver⸗ 
kaufe gelangenden Fleiſches und zahlt den Erlös nach Abzug der Gebühren (§ 11) und 
etwaiger ſonſtiger Unkoſten an die Eigentümer des Fleiſches aus (2.). 


8 5. 
[Das zum Verkaufe geſtellte Fleiſch wird in zwei Güte- und Preisklaſſen (1.) ges 
ſchieden und in ſolchen getrennt zum Verkauf ausgeboten. 
Der zweiten Klaſſe wird alles Fleiſch überwieſen, das (2.) - 


*) Die eingeklammerten Stellen des Textes find als zuläſſig, nicht aber als überall weſentlich anzuſehen. 
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Im Verkaufsraum iſt durch Anſchlag deutlich erkennbar zu machen, ob das der Frei⸗ 
bank überwieſene Fleiſch roh, oder verneinendenfalls, in welchem zubereiteten Zuſtand es 
zunt Verkaufe gelangt, aus welchem Grunde die Beanſtaudung erfolgt iſt, [welcher Preis⸗ 
klaſſe es angehört! und zu welchem Preiſe es ausgeboten wird (3.). 


8 6. 
Die Freibank ſteht unter der Verwaltung des (1.) 
„dem auch nach Anhörung des Eigentümers die [Einreihung des 
Fleiſches in die 1 en ($ 5) 9 5 die] Feſtſetzung des Preiſes, zu dem das Fleiſch 
ausgeboten werden ſoll (2.), obliegt. 


Gegen ſeine Entſcheidung ſteht dem Eigentümer die Beſchwerde an 


Die Verkaufszeiten ſind bekannt zu machen (2). 


Nach jedesmaligem Gebrauche find der Verkaufsraum und die benutzten Geräte gehörig 
zu reinigen (3.). 


8 8. 

Unverkauft gebliebenes Fleiſch iſt, bevor es wiederum zum Verkaufe geſtellt wird, 
von neuem auf ſeine Genußtauglichkeit und Beſchaffenheit zu prüfen (1.). Gegebenenfalls 
ift die Preisklaſſe ſowie] der Ausbietungspreis anderweitig unter Beachtung der Vorſchrift 
im § 6 feſtzuſetzen. Genußuntauglich befundenes Fleiſch iſt unſchädlich zu beſeitigen (2.). 


8 9 (H.). 
Das auf der Freibank feilgehaltene Fleiſch darf nur in Stücken von höchſtens 
kg Gewicht und an demſelben Tage für denſelben Haushalt nur bis zur Höchſt— 
menge von — kg (2.) abgegeben werden. 
Der Erwerber darf das Fleiſch nur im eigenen Fa te verwenden. 
Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirte dürfen Freibankfleiſch ſelbſt oder durch Beauftragte 
nur mit beſonderer Genehmigung der Ortspolizeibehörde und unter den im § 11 Abſ. 2 
des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 angegebenen 


Bedingungen erwerben. An Fleiſchhändler (3.) darf Freibankfleiſch überhaupt nicht ab- 
gegeben werden. 
8 10. 


Die Übertragung des Betriebs der Freibank an einen Unternehmer iſt nur mit Ge— 
nehmigung der Aufſichtsbehörde zuläſſig (1.). 


. 


Von dem durch den Verkauf des Fleiſches erzielten Erlöſe werden an Gebühren (1.) 
in Abzug gebracht: 

a) für die Benutzung der Freibank 

b) für die Benutzung der Nebeneinrichtungen (2.) 


c) für die Hinſchaffung des N . der Freibank, ſofern ſie nicht durch den 
Eigentümer ſelbſt erfolgt (3.) 


9 125 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Freibankordnung werden nach 


§ 27 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 
mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


C — 190 


Der Magiſtrat (Gemeindevorſtand). 


(Genehmigungsvermerk.) 
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Anlage C. 


Bemerkungen zu dem Muſter einer Freibankordnung. 


Allgemeines. 


Das vorliegende Muſter einer Freibankordnung iſt den Bedürfniſſen der mittleren und 
großen Freibankgemeinden angepaßt. Für kleinere Gemeinden ſind Vereinfachungen an⸗ 
gezeigt, die in den Bemerkungen an gegebener Stelle angeregt werden. Auch ſonſt tönnen 
die örtlichen Verhältniſſe Abweichungen rechtfertigen, die zuläſſig ſind, ſoweit nicht die 
Muſtervorſchriften in den Bemerkungen als zwingend gekennzeichnet ſind. 


Zu den Eingangsworten. 

1. Die Einrichtung der Freibank erfolgt entweder auf Grund des Geſetzes oder durch 
Beſchlüſſe einer oder mehrerer Gemeinden oder durch Anordnung der Landespolizeibehörde 
($ 8 A. G.). Der Betrieb der Freibank iſt nach § 10 A.G. durch einen Beſchluß derjenigen 
Gemeinde zu regeln, in der die Freibank eingerichtet iſt. Das Muſter geht von dem Regel 
fall aus, daß die Freibankeinrichtung für eine Einzelgemeinde durch deren Beſchluß erfolgt. 
In dieſem Falle wird zweckmäßig der Beſchluß über die Einrichtung mit demjenigen über 
die Regelung des Betriebs zu verbinden ſein, wie dies in dem Muſter vorgeſehen iſt. Das 
Zuſtandekommen des Gemeindebeſchluſſes richtet ſich nach der Gemeindeverfaſſung, die 
regelmäßig die Zuſtimmung der Gemeindevertretung erfordert. 

Wird nach § 8 Abſ. 3 A. G. zwiſchen nachbarlichen Gemeinden vereinbart, daß eine 
Freibank in einer dieſer Gemeinden auch für die anderen einzurichten iſt, ſo müſſen gleich⸗ 
lautende Beſchlüſſe ſämtlicher beteiligten Gemeinden über die Einrichtung ſelbſt vorliegen. 
Der Beſchluß über die Regelung des Betriebs braucht nur von der Gemeinde, in deren 
Bezirk die Freibank liegt und die auch als Unternehmerin der Freibank gilt, gefaßt zu werden. 
Es wird ſich jedoch empfehlen, die Zuſtimmung auch zu dieſem Beſchluſſe ſeitens der anderen 
beteiligten Gemeinden einzuholen. 

Hiernach werden in ſolchen Fällen die Eingangsworte entſprechend zu ergänzen ſein. 

Beruht die Einrichtung der Freibank auf einer landespolizeilichen Anordnung, ſo iſt 
auch auf dieſe in den Eingangsworten hinzuweiſen. 

Daß die nach § 11 A. G. erforderliche Genehmigung erteilt iſt, wird am Schluſſe er⸗ 
kennbar zu machen ſein. 

Zu § 1. 


1. Die Bezeichnung des Freibankorts iſt nur dann notwendig, wenn der Freibank⸗ 
bezirk aus mehreren Gemeinden beſteht. Der Ort kann aber der Vollſtändigkeit halber, 
wie in dem Muſter vorgeſehen iſt, in allen Fällen namhaft gemacht werden. 

2. Die dem 8 9 Satz 1 A. G. entnommene Faſſung empfiehlt ſich, um die Wirkung 
der Freibankerrichtung nachrichtlich in der Freibankordnung ſelbſt zum Ausdruck zu bringen. 


Zu § 2. 

1. Eine Aufzählung der Tiergattungen, deren Fleiſch auf die Freibank gehört, iſt 
nicht erforderlich, da die Faſſung des § 2 des Muſters keinen Zweifel darüber läßt, 
um welche Tiergattungen es ſich handelt (vergl. 8 1 des Fleiſchbeſchaugeſetzes nebſt Aus⸗ 
führungsvorſchriften). 

Fleiſch von Pferden und Hunden wird in der Regel entweder als volltauglich er⸗ 
achtet oder als gänzlich untauglich beanſtandet werden. Nach den beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen iſt aber der Fall denkbar, daß es für minderwertig oder bedingt tauglich erklärt 
wird. Gewöhnlich wird der Preis für derartiges Fleiſch ſo gering ſein, daß ſich der Ver⸗ 
kauf auf der Freibank kaum lohnen wird. Dabei iſt zu beachten, daß Pferdefleiſch nach 
8 18 Abſ. 4 des Fleiſchbeſchaugeſetzes nicht mit dem Fleiſche anderer Tiere zuſammen feil⸗ 
gehalten oder verkauft werden darf. Die Freibank muß alſo für Pferdefleiſch entweder 
einen beſonderen Raum zur Verfügung ſtellen, oder beſondere Verkaufszeiten einrichten. 
Hiernach iſt nichts dagegen zu erinnern, daß in den Freibankordnungen Beſtimmungen über 
den Ausſchluß des Fleiſches von Pferden und Hunden zugelaſſen werden, wo ſie bisher 
üblich geweſen ſind oder ſonſt angebracht erſcheinen. Wo aber die Zuläſſigkeit des Ver⸗ 
kaufs von Pferdefleiſch auf der Freibank in der Freibankordnung hervorgehoben wird, iſt 
gleichzeitig der von dem Fleiſche anderer Tiere getrennte Verkauf vorzuſchreiben. 

2. Beſtimmungen über die Verweiſung von Trichinenſchauproben auf die Freibank in 
der Freibankordnung zu treffen, erübrigt ſich, da ſolche Proben, ſoweit ſie nicht gänzlich 
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genußuntauglich ſind, zufolge der ihnen zuteil gewordenen Behandlung bei der Unter⸗ 
ſuchung und zufolge der darin liegenden Herabſetzung des Genußwerts wegen mäßiger Ab⸗ 
weichung in bezug auf die Zuſammenſetzung und Haltbarkeit als minderwertig zu bean- 
ſtanden ſind und daher ohne weiteres auf die Freibank gehören. Jedenfalls ſind Beſtim⸗ 
mungen über die Verwendung des Erlöſes aus dem Verkaufe der Trichinenſchauproben zu 
vermeiden, weil die Regelung dieſer dem materiellen Rechte angehörigen Frage nicht durch 
die Freibankordnung erfolgen darf. 

Herrenloſes Fleiſch iſt nach $ 965ff. B. G. B. und nach der Dienſtanweiſung des Miniſters 
des Innern, betreffend die polizeiliche Behandlung der Fundſachen, vom 27. Oktober 1899 
(M. Bl. f. d. i. Verw. S. 211) im Wege der öffentlichen Verſteigerung zu veräußern. Dies 
gilt auch, wenn es im Schlachthauſe gefunden wird und § 978 B. G. B. Platz greift. Iſt 
das gefundene Fleiſch minderwertig oder bedingt tauglich, ſo hat die Verſteigerung auf der 
Freibank unter ſiungemäßer Anwendung der Beſtimmungen der Freibankordnung, nament⸗ 
lich des §6 (Feſtſetzung des Ausbietungspreiſes) und § 9 (Höchſtmenge) ſtattzufinden. Die 
Verſteigerung vollwertigen herreuloſen Fleiſches auf der Freibank wird, ſofern ein Be: 
dürfnis hierzu vorliegt, auch zugelaſſen werden können. Jedoch bedarf es zu dem Zwecke 
einer beſonderen Ergänzung der Freibankordnung (vgl. Bemerkung 6 zu dieſem Paragraphen) 
in dem Sinne, daß auf derartige Verkäufe die Vorſchriften in den 88 5, 6 und 9 über die 
Einteilung in Preisklaſſen, über den Auſchlag und über die Verkaufsbeſchränkungen keine 
Anwendung zu finden haben, daß ſich vielmehr der Akt wie eine ſonſtige Verſteigerung in 
den dafür üblichen Formen zu vollziehen hat. Über die Verwendung des Erlöſes für 
herrenloſes Fleiſch darf die Freibankordnung aus dem bereits für die Trichinenſchauproben 
angeführten Grunde keine Vorſchriften enthalten. 

3. Anordnungen darüber, wer über die Verweiſung des Fleiſches zur Freibank zu 
entſcheiden hat, über die Stempelung uſw., wie ſie in manchen älteren Freibankordnungen 
vorkommen, ſind entbehrlich, da die Verweiſung zur Freibank die notwendige Folge der bei 
der Fleiſchbeſchau feſtgeſtellten und durch die Stempelung erkennbar gemachten bedingt 
tauglichen oder minderwertigen Beſchaffenheit iſt. Eine beſondere Stempelung auf der Frei⸗ 
bank wird deshalb nur dort in Frage kommen, wo Preisklaſſen unterſchieden werden (val. 
Bemerkung 1 zu § 5). e 

4. Die Brauchbarmachung des bedingt tauglichen Fleiſches geſchieht am zuverläſſigſten 
und zweckmäßigſten und in der Regel auch am billigſten auf der Freibank ſelbſt, die daher 
möglichſt mit entiprechenden Vorrichtungen zu verſehen iſt. Es iſt zwar nicht zuläſſig, die 
Benutzung der Vorrichtungen in der Freibankor duung vorzuſchreiben, da hiermit in die 
geſetzlich feſtgelegten Befugniſſe der Polizei eingegriffen werden würde, die allein über die 
Brauchbarmachung zu beſtimmen hat ($ 10 Abſ. 1 des Fleiſchbeſchaugeſetzes). Die Polizei⸗ 
behörden werden jedoch angewieſen werden, die Benutzung der bei den Freibänken in ſach— 
gemäßer Weiſe eingerichteten Anlagen zur Brauchbarmachung durchgängig anzuordnen. 
Wegen der Deckung der Koſten der Benutzung ift § 11 b des Muſters zu vergleichen. 

5. Aus § 9 des Ausführungsgeſetzes zum Fleiſchbeſchaugeſetze folgt, daß innerhalb 
eines Freibankbezirkes jegliches als bedingt tauglich oder minderwertig beanſtandete Fleiſch, 
alſo auch das von auswärts eingeführte derartige Fleiſch, nur auf der Freibank feilgehalten 
oder verkauft werden darf. Wollte man das eingeführte Fleiſch zum Verkauf auf der Frei⸗ 
bank allgemein nicht zulaſſen, jo käme dies nahezu einem Einfuhrverbote gleich. Es findet 
ſich aber weder in dem Fleiſchbeſchaugeſetze noch anderswo eine Beſtimmung, aus der ſich 
die Berechtigung der Freibankgemeinde herleiten ließe, auswärts als bedingt tauglich 
oder minderwertig beanſtandetes Fleiſch ohne weiteres von ihrem Weichbilde fernzuhalten. 
Nach § 24 des Fleiſchbeſchaugeſetzes ſind allerdings landesrechtliche Vorſchriften zuläſſig, 
wonach der Vertrieb beanſtandeten Fleiſches weitergehenden Beſchränkungen unterworfen 
werden kann, aber nur mit der Maßgabe, daß die Anwendbarkeit der beſchränkenden Vor⸗ 
ſchriften nicht von der Herkunft des Fleiſches abhängig gemacht werden kann. Hiernach iſt, 
abgeſehen von den nicht einſchlägigen Vorſchriften der Schlachthausgeſetze, eine grundſätz⸗ 
liche ungünſtigere Behandlung des auswärts beanſtandeten Fleiſches gegenüber dem in der 
Gemeinde beanſtandeten nicht angängig. Es iſt daher in das Muſter der Freibankordnung 
der Grundſatz aufgenommen, daß auch das auswärts beanſtandete Fleiſch zur Freibank 
uzulaſſen iſt. 

1 Anderſeits iſt zu berückſichtigen, daß Art und Umfang der Freibankeinrichtungen einer 
Gemeinde in der Regel nur dem Bedürfnis entſprechen werden, das ſich ergibt, wenn man 
die durchſchnittlich ermittelte Menge des in dem Gemeindebezirke ſelbſt beanſtandeten Frei⸗ 
bankfleiſches in Betracht zieht. Jedenfalls kann nicht verlangt werden, daß bei jenen An⸗ 
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lagen die Möglichkeit unüberſehbarer Zufuhren ſolchen Fleiſches von auswärts in Rechnung 
gezogen wird. Erwägt man weiter, daß durch ſolche Zufuhren der ordnungsmäßige Betrieb 
der Freibank leicht erheblich geſtört und namentlich der Abſatz des doch zunächſt auf die 
Freibank angewieſenen einheimiſchen Fleiſches ſtark beeinträchtigt werden kann, dann wird 
es zuläſſig erſcheinen, daß in der den Betrieb regelnden Freibankordnung Vorſorge gegen 
ſolche Störungen getroffen wird. In dieſer Erwägung iſt in den Abſatz 2 des 5 2 der 
Muſterordnung die eingeklammerte Beſtiunnung aufgenommen, daß die Zulaſſung ſolchen 
Fleiſches zur Freibank von dem Gemeindevorſtande, wenn es im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung des ordnungsmäßigen Betriebs der Freibank geboten iſt, verſagt werden kann. 
Gegen die Verſagung iſt die Beſchwerde an die Kommunalaufſichtsbehörde gegeben, um zu 
hindern, daß von der Verſagungsbefugnis ein unvorſchriftsmäßiger oder unangemeſſener 
Gebrauch gemacht wird. Bei Prüfung der Vorausſetzungen für die Verſagung wird nicht 
außer acht zu laſſen ſein, daß es in vielen größeren Orten mit zahlreicherer ärmerer Be⸗ 
völkerung im Intereſſe dieſer Bevölkerung liegen wird, die Verſagung nur im äußerſten 
Notfall auszuſprechen, um nicht die Verſorgung mit billiger Fleiſchnahrung unnötig zu 
beſchränken. 

6. Vollwertiges Fleiſch iſt zweckmäßig vom Verkauf auf der Freibank auszuſchließen. 
Dies empfiehlt ſich auch — unbeſchadet der nach Bemerkung 2 zu § 2 für das taugliche 
herrenloſe Fleiſch etwa zuzulaſſenden Ausnahme — ſchon deswegen, weil nach § 11 Abſ. 3 
des Fleiſchbeſchaugeſetzes Fleiſchhändler das bedingt taugliche Fleiſch nicht in Räumen feil⸗ 
halten oder verkaufen dürfen, in denen taugliches Fleiſch feilgehalten oder verkauft wird 
(val. auch § 7 Abſ. 2 des A. G.). Ein Bedürfnis für den Mitverkauf vollwertigen Fleiſches 
auf der Freibank dürfte auch im allgemeinen nicht anzuerkennen ſein. 


Zu S 3. 

1. Bei der Beſtimmung des Ortes der Freibank ſind mannigfache Rückſichten zu be⸗ 
obachten. Dies gilt namentlich für größere ſtädtiſche Gemeinden. Wird der Ort, wie im 
Muſter vorgeſehen iſt, in der Orduung genannt, jo unterliegt ſeine Wahl mit der Ordnung 
der Nachprüfung der Genehmigungsbehörde. Es mag ſich manchmal empfehlen, den Ort 
nicht in der Ordnung zu nennen, ſondern die nachträgliche Auswahl der Gemeindebehörde 
zu überlaſſen. Dann wird aber auch die Nachprüfung durch die Aufſichtsbehörde nach⸗ 
zuholen ſein, wie dies im Muſter für die Verlegung vorgeſchrieben iſt. 

2. Dieſelben Gründe ſprechen für die Genehmigung zur Anlage uſw. der Zweigſtellen. 
Der Verkehr zwiſchen der Freibauk und den Zweigſtellen oder zwiſchen den letzteren unter 
einander wird durch beſondere Vorſchriften zu regeln ſein. 


Zu § 4. 

1. Wegen der Benennung der Betriebsgemeinde im Falle der Errichtung einer Frei⸗ 
bank für mehrere nachbarlich belegene Gemeinden vgl. die Bemerkungen zu den Eingangs⸗ 
worten. 

2. In kleineren Gemeinden wird es möglich ſein, die Freibank dem Eigentümer 
beanſtandeten Fleiſches jedesmal zum Verkaufe zur Verfügung zu ſtellen. In größeren 
Gemeinden muß jedoch die Gemeinde als Verkaufsvermittlerin auftreten, wenn ein ordnungs⸗ 
mäßiger Betrieb aufrechterhalten werden ſoll. Wegen der Preisfeſtſetzung bei dieſer Art der 
Regelung vgl. § 6 und die Bemerkung 2 dazu. 


Zu 8 5. 

1. Güte und Preisklaſſen werden nur zu unterſcheiden ſein, wo ſie bisher üblich 
waren und ſich bewährt haben. 

2. Kür die Frage, welches Fleiſch der zweiten Klaſſe zu überweiſen iſt, kommen die 
Geſchmacksrichtung des Publikums und andere örtliche Verhältniſſe in Betracht. In be⸗ 
ſtehenden Ordnungen wird z. B. vielfach als zweite Qualität das Fleiſch abnorm alter, 
ſtark abgemagerter und ſolcher Tiere bezeichnet, die aus den im § 40 Nr. 3 der Aus- 
führungsbeſtimmungen A angegebenen Gründen für minderwertig erklärt find. 

ei Die Bekanntmachung des Beanſtandungsgrundes iſt aus ſanitären Gründen zu 
empfehlen. 

Eine in alten Freibankordnungen öfter wiederkehrende Beſtimmung, daß das Geſchlecht 
des Tieres, von dem das Fleiſch ſtammt, und der Nane des Beſttzers des Fleiſches bekannt 
gemacht werden müſſen, iſt, da dieſe Nachrichten für das kaufende Publikum gewöhnlich 
ohne Intereſſe ſein werden, in das Muſter nicht übernommen. 
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8 6. 

1. Die Gemeinde muß ein Organ beftimmen, deſſen fie ſich zur Verwaltung der Frei⸗ 
bank bedient. Die Auswahl dieſes Organs wird von den beſonderen Verhältniſſen der 
Gemeinde abhängen. In großen Städten wird eine Kommiſſion geeignet ſein, in kleineren 
Gemeinden eine einzelne Perſon genügen. In Schlachthausgemeinden wird der Schlachthof⸗ 
leiter oder ein Schlachthoftierarzt mit der Verwaltung zu betrauen ſein, in anderen Ge⸗ 
meinden der Fleiſchbeſchauer in Frage kommen (vgl. im übrigen § 10 des Muſters und 
die Anmerkung dazu). 

2. Die Preisfeſtſetzung wird nur in kleinen Gemeinden dem Beſitzer des Fleiſches 
ohne weiteres überlaſſen werden können. In Gemeinden mittlerer Größe wird ſie zweck— 
mäßig durch eine Kommiſſion, der der Beſitzer angehört, erfolgen. In größeren Betrieben 
aber wird es aus betriebstechniſchen Gründen nicht zu umgehen ſein, daß derjenige, der die 
Freibank betreibt, auch den Preis feſtſetzt, vielleicht, wo dies angängig erſcheint, nach An— 
hörung des Beſitzers, der das Recht der Beſchwerde hat. Übrigens darf nicht etwa der 
Verkaufspreis gebunden, ſondern nur der Preis beſtimmt werden, zu dem das Fleiſch aus⸗ 
geboten wird. Die Preisfeſtſetzung hat alsdann nicht die Bedeutung einer behördlichen 
Einſchränkung der Freiheit des Beſitzers, ſondern die Eigenſchaft geſchäftlicher Maßnahmen 
des Verkäufers, die der Beſitzer des Fleiſches kennt und mit denen er ſich dadurch, daß er 
das Fleiſch der Freibank zum Verkauf übergibt, einverſtanden erklärt. Damit wird ver⸗ 
mieden, daß in der Preisfeſtſetzung eine Art der im § 72 der Gewerbeordnung verbotenen 
Taxen erblickt werden kann. 

3. Für die Beſtimmung der Beſchwerdeinſtanz gilt ähnliches wie das für die Wahl 
des Verwalters in Bemerkung 1 Geſagte. 


Zu 8 7. 

1. Auch für die Verkaufszeiten ſind die Bedürfniſſe ſehr verſchieden. Häufig wird 
es überhaupt nicht möglich ſein, die Offnungszeiten vorher zu beſtimmen, ſondern es wird 
die Freibank dann offen zu halten ſein, wenn Fleiſch zum Verkaufe vorhanden iſt. 

2. Über die Art der Bekanntmachung läßt ſich in einer Muſterordnung nichts Näheres 
vorſchreiben. Es wird dafür zu ſorgen ſein, daß das in Betracht kommende Publikum aus⸗ 
reichend unterrichtet wird. 

Für die Höhe der Gebühren ($ 11 unter a des Muſters) iſt es weſentlich, ob die 
Bekanntmachung auf Koſten des Eigentümers oder des Freibankbetriebs erfolgt. Es läßt 
ſich denken, daß der Eigentümer dieſe Koſten im Intereſſe einer wirkſamen Reklame gern 
ſelbſt übernimmt. 

3. Die Reinigung dem Eigentümer des Fleiſches zu übertragen, dürfte — abgeſehen 
von ſeltenen Ausnahmen — unzweckmäßig fein. Zuverläſſiger werden die Arbeiten wohl 
ausgeführt werden, wenn die Freibankverwaltung ſie ſelbſt übernimmt und wenn für die 
Koſten in einer entſprechenden Bemeſſung der Gebühren Deckung geſucht wird. 


Zu 8 8. 

1. Satz 1 enthält eine in faſt allen alten Ordnungen wiederkehrende zweckmäßige 
Beſtimmung. 

2. Der vielfach in alten Ordnungen anzutreffenden, in das Muſter aber nicht auf⸗ 
genommenen Vorſchrift, daß eine Vernichtung ſchon dann einzutreten habe, wenn das Fleiſch 
eine gewiſſe Zeitlang, z. B. 48 Stunden, unverkauft geblieben ſei, kann eine rechtliche oder 
wirtſchaftliche Begründung nicht zuerkannt werden. Es kommt vielmehr lediglich darauf 
an, ob das Fleiſch genußuntauglich geworden iſt. 


Zu 89. 

1. Die Beſtimmungen des § 9 des Muſters entſprechen dem bisherigen Gebrauch 
und den jetzt geltenden geſetzlichen Vorſchriften des § 11 des Fleiſchbeſchaugeſetzes und des 
§ 9 des Ausfuͤhrungsgeſetzes. 

2. Wenn auch die örtlichen Verhältniſſe eine verſchiedene Bemeſſung der Höchſtmenge 
rechtfertigen mögen, wird doch in der Regel nicht über den Satz von 3 kg und keinesfalls 
über den Satz von 5 kg hinauszugehen ſein. Die Feſtſetzung einer Mindeſtmenge hat keine 
ſanitäre, ſondern nur eine geſchäftliche Bedeutung und iſt für die Aufnahme in die Frei⸗ 
bankordnung wenig geeignet. 

3. Die Beſtimmung im § 11 Abſ. 2 des Fleiſchbeſchaugeſetzes, daß bedingt taugliches 
Fleiſch ausnahmsweiſe auch an Fleiſchhändler abgegeben werden könne, iſt in § 9 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes mit Bedacht nicht aufgenommen, weil ein Verkauf von bedingt tauglichem 
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oder minderwertigem Fleiſche in Freibankgemeinden ausſchließlich auf der Freibank 
erfolgen ſoll. Der Deutlichkeit halber iſt das unbedingte Verbot der Abgabe von Frei⸗ 
bankfleiſch an Fleiſchhändler in dem Muſter beſonders zum Ausdrucke gebracht. Das Verbot 
gilt auch unter der Vorausſetzung, daß der Händler vorgibt, das Fleiſch nur im eigenen 
Haushalte verbrauchen zu wollen; denn eine Kontrolle deſſen iſt mit Sicherheit nicht möglich. 


Zu § 10. 

1. Die Erteilung der Genehmigung erfolgt durch die Aufſichtsbehörde (vgl. Be⸗ 
merkung 1 zu § 3). 

Der Unternehmer tritt im Falle der Übertragung des Betriebs in alle Rechte und 
Pflichten der Gemeinde ein. Die Aufſichtsbehörde wird dafür zu ſorgen haben, daß den 
Fleiſchbeſitzern dadurch keine höheren Koſten erwachſen. Wenn der Unternehmer auch für 
ſeine Mühewaltung, für die Hergabe der Geſchäftsräume und Gerätſchaften uſw. eine Ent⸗ 
ſchädigung mit Recht wird beanſpruchen können, ſo wird ſich dieſe Entſchädigung doch etwa 
in der Höhe der Koſten zu halten haben, die der Gemeinde bei eigenem Betriebe der Frei⸗ 
bank erwachſen würden. Unangemeſſene Unternehmergewinne ſind zu vermeiden. 

Überdies wird der Unternehmer einer ſtrengen Aufficht zu unterwerfen ſein. 


dr 8 11 

1. Die Höhe der Gebühren wird von der Höhe der Koſten und dieſe wieder davon 
abhängen, wie die Freibank ausgeſtattet, wie der Betrieb eingerichtet iſt, und welche Ver⸗ 
richtungen von der Freibankverwaltung übernommen werden oder dem Eigentümer des 
Fleiſches übertragen ſind. Als Koſten kommen in Betracht die Beſchaffung der Räume 
und der Einrichtungsgegenſtände, Inſtandhaltung, Beleuchtung, Heizung, Reinigung, Be⸗ 
ſoldung der Angeftellten und Arbeiter, Veröffentlichung uſw. (vgl. $ 11 unter c nebſt Be⸗ 
merkung 3). Daß die Gebühren lediglich zur Deckung der Koſten dienen ſollen und keine 
Einnahmequelle der Gemeinden werden dürfen, kann nach § 10 des Ausführungsgeſetzes 
nicht zweifelhaft ſein. Beſonders iſt zu betonen, daß die bei öffentlichen Schlachthäuſern 
eingerichteten Freibänke nicht etwa als Beſtandteile der Schlachthäuſer in dem Sinne anzu⸗ 
ſehen find, daß durch die Gebühren eine Sprozentige Verzinſung des Anlagekapitals (§ 11 
des Kommunglabgabengeſetzes) erzielt werden kann, ſondern daß auch für ſolche Freibänke 
lediglich die Vorſchrift des § 10 a. a. O. maßgebend iſt, demnach alſo eine höhere Ver⸗ 
zinſung als die den Gemeinden ſelbſt obliegende oder als die landesübliche bei Berechnung 
der Koſten nicht in Anſatz gebracht werden darf. 

2. Sind beſondere Einrichtungen zur Brauchbarmachung des bedingt tauglichen 
Fleiſches, zur unſchädlichen Beſeitigung uſw. getroffen, jo können für deren Benutzung 
beſondere, die Koſten deckende Gebühren erhoben werden. 

3. Die Koſten des Transports könnten bei der Gebühr zu a berückſichtigt werden. 
Indeſſen wird eine Regelung denkbar und vielleicht nicht ſelten empfehlenswert ſein, wonach 
es dem Eigentümer freigeſtellt wird, ſelbſt den Transport zu beſorgen. Für dieſen Fall 
erſcheint die Auswerfung beſonderer Transportgebühren zweckmäßig. 

Im übrigen verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Transport dem Eigentümer nicht ohne 
weiteres überlaſſen werden darf, ſondern ſich ſtets unter polizeilicher Kontrolle zu vollziehen 
haben wird. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. örtliche Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes zur Genehmigung von Krankenkaſſen⸗Statuten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 26. September 1907. 

Die örtliche Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes zur Genehmigung von Krankenkaſſen⸗ 
Statuten wird durch den Ort beſtimmt, an dem die Kaffe den Sitz hat (vergl. Erl. vom 
28. Januar d. Is. HMBl. S. 33). Hierbei iſt es ohne Belang, daß ſich der Wirkungskreis 
der Kaſſe (Kaſſenbezirk) über den Bezirk des Bezirksausſchuſſes hinaus erſtreckt. 

Im Auftrage. 
III 7902. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


238605 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe „Die Heimat“ (E. H.) in Barmſtedt, 

2. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe „Eintracht“ (E. H.) in Breslau, 

3. St. Joſephs⸗Krankenkaſſe für den katholiſchen Geſellenverein in Osnabrück (E. H.). 

Berlin, den 3. Oktober 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 8160 1. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten. 

Berlin, den 7. September 1907. 
Durch die mit unſerem Erlaſſe vom 24. Juni d. Is. (HM Bl. S. 244) veröffentlichten 
Beſtimmungen über die Ausbildung als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten wird eine im 
Vergleiche zu der bisherigen umfaſſendere und zugleich gründlichere Ausbildung der Hand- 
arbeitslehrerinnen bezweckt. Es iſt daher notwendig, daß auch diejenigen Bewerberinnen, 
welche bereits eine Prüfung als wiſſenſchaftliche Lehrerin, Hauswirtſchaftslehrerin oder 
Turnlehrerin beſtanden haben, den in dem „Stundenverteilungsplane“ vorgeſehenen vollen 
Jahreskurſus durchmachen. Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß ſie in denjenigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fächern, in denen ſie bei einer der vorgenannten Prüfungen ausreichende 

Kenntniſſe nachgewieſen haben, von der Teilnahme an dem Unterrichte befreit werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: 


Im Auftrage. und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Luſensky. Im Auftrage. 
v. Bremen. 


M. f. H. u. G. IV 9805. — M. d. g. A. U III C. 2871. U III A. U III p. U III B. 
An den Vorſtand des Lette-Vereins hier. 


Betr. Stempelſteuer bei Schenkungen zur Ausbildung von Lehrlingen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. September 1907. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. Juli d. Is. (HMBl. S. 293), betreffend den 
gnadenweiſen Erlaß der Stempelſteuer für die Beurkundung von Schenkungen, die der 
Ausbildung von Lehrlingen auf gewerblichen Fachſchulen dienen, benachrichtige ich Sie, 
daß ich von der angeordneten Berichterſtattung in Fällen von Schenkungen, welche die 
Sunime von 5000 / überſteigen, abſehen will. 

Ein Erlaß der Steuer wird im allgemeinen nicht in Betracht kommen, da das Geſetz 
gemeinnützigen Schenkungen dieſer Art nur eine Ermäßigung der Steuer auf einen Satz 
von fünf vom Hundert zubilligt und der völlige durch den Bundesrat zu bewirkende Erlaß 
der Steuer nur in denjenigen Fällen in Frage kommen wird, in denen die Erhebung der 
Steuer, obwohl formell zu Recht erfolgt, ſachlich eine vom Geſetzgeber offenbar nicht 
gewollte Härte in ſich ſchließt. 

In Vertretung. 


IIa 3474. — IV 9466. Dr. Richter. 


An die Herren Negierungspräfidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier, die Handels⸗ 
vertretungen und Handwerkskammern (durch die Hand der Aufſichtsbehörden). 
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2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Dentſche Dichter⸗Gedüchtnis⸗Stiftung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. September 1907. 

Ich habe der Deutſchen Dichter⸗Gedächtnis⸗Stiftung in Hamburg⸗Großborſtel für drei 
Jahre einen Beitrag gewährt und dabei die Erwartung ausgeſprochen, daß die Stiftung 
bereit ſein werde, auch die Bibliotheken von gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungs⸗ 
ſchulen in derſelben Weiſe wie die Volksbibliotheken zu unterſtützen. Unter Hinweis auf 
den Erlaß meines Herrn Amtsvorgängers vom 29. Februar 1904 (H MBl. S. 78) ſtelle 
ich anheim, die Vorſtände der Fortbildungsſchulen auf dieſe Gelegenheit aufmerkſam zu 
machen, einen Beſtand an guten und für die Jugend geeigneten Werken der Literatur zu 
mäßigen Preiſen zu erwerben. 

IV 8701. III 7171. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


